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              Berlin, den 3. November 2022  
 

 
 
Einigung auf "Deutschlandticket" für 49 Euro 
  

Fehlender Energiekostenausgleich und unzureichende Finanzierung 
 
Auf der gestrigen Ministerpräsidentenkonferenz haben sich Bund und Länder auf ein Deutschlandticket 
zum Preis von 49 Euro sowie die zukünftige Finanzierung des ÖPNV geeinigt. Der Beschluss kam nur 
zustande, weil die Länder auf ihre bisherigen Forderungen verzichteten. Damit fehlen jetzt Gelder für 
die gestiegenen Energiekosten – insbesondere beim Diesel – und für eine auskömmliche Finanzierung 
des Deutschlandtickets.  
 

Berlin, den 3. Nov. 2022 – Nach der gestrigen Einigung von Bund und Ländern zur Finanzierung des 
ÖPNVs zeigte sich der bdo enttäuscht. Die Beschlüsse beenden zwar eine monatelange Hängepartie, 
bleiben aber weit hinter dem zurück, was die Länder ursprünglich gefordert hatten und was jetzt 
notwendig gewesen wäre: eine auskömmliche ÖPNV-Finanzierung – und einer Entlastung nicht nur 
beim Strompreis, sondern auch beim Dieselpreis*.  
 

Damit bleibt der ÖPNV in Deutschland insgesamt unterfinanziert und die Busunternehmen 
werden mit den dramatischen Dieselkosten alleine gelassen. Keines der bisherigen oder gestern 
auf den Weg gebrachten Hilfsprogramme unterstützt die privaten ÖPNV-Busunternehmen bei den 
dramatisch gestiegenen Energiekosten. Damit nicht weiter Bus- und Schülerverkehre ausgedünnt 
oder gestrichen werden müssen, könnten Hilfen aus dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds als 
Härtefallregelung für die Busunternehmen eingesetzt werden. Es ist allerdings offen, ob 
Busunternehmen tatsächlich zu den Härtefällen gehören werden. 
 

Im Vorfeld der MPK hatten die Länder immer wieder beschlossen und gefordert, dass der Bund 1,5 
Mrd. Euro für höhere Regionalisierungsmittel und 1,65 Mrd. Euro insbesondere zum Ausgleich der 
Energiekosten bereitstellt. Herausgekommen ist eine Milliarde zusätzlicher Regionalisierungsmittel - 
ohne den dringend notwendigen Energiekostenausgleich. Dazu äußerte sich bdo-
Hauptgeschäftsführerin Christiane Leonard: „Die gestiegenen Energiekosten sind und bleiben 
Realität. Die privaten Busunternehmen wissen schon jetzt nicht mehr, wie sie die 
Tankrechnungen bezahlen sollen und fahren mit jedem Kilometer ins Minus. Da die Länder 
offensichtlich beschlossen haben, dass sie auf eine Unterstützung des Bundes bei den gestiegenen 
Energiekosten für den ÖPNV verzichten können, müssen sie die 1,65 Mrd. Euro jetzt aus ihren 
Haushalten aufbringen, um die Verkehrsunternehmen zu unterstützen.“ 
 

Auch beim Deutschlandticket reichen die beschlossenen Mittel bei weitem nicht aus, um das neue, 
bundesweit gültige Ticket auskömmlich zu finanzieren. Bund und Länder stellen zwar dauerhaft 3 Mrd. 
Euro für das Deutschlandticket zur Verfügung, allerdings ohne eine Zusage, bei höheren Kosten diese 
auch auszugleichen. Dabei ist schon heute absehbar, dass drei Milliarden nicht reichen werden. 
Alleine durch die monatliche Kündbarkeit des Tickets wird das Deutschlandticket deutlich teurer – 
ganz zu schweigen von Einführungs- und Umstellungskosten. Auch findet sich kein Wort in den 
gestrigen Beschlüssen dazu, dass die Zuschüsse von Bund und Ländern zum Deutschlandticket in 
den nächsten Jahren steigen sollen. Dazu sagte Leonard gestern in Berlin: „Das Deutschlandticket 
wird nur funktionieren, wenn die Busunternehmen die hierdurch verursachten 
Mindereinnahmen vollständig über allgemeine Vorschriften ausgeglichen bekommen. Denn 
nach wie vor gilt der gesetzlich garantierte Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit. Es ist daher 
jetzt Aufgabe von Bund und Ländern, den Erlass entsprechender allgemeiner Vorschriften 
sicher zu stellen, damit die Busunternehmen beihilfekonform an die ihnen zustehenden Mittel 
kommen. Das Deutschlandticket darf nicht auf Kosten der Busunternehmen umgesetzt werden.“ 
 
 

* Im September lag der Anteil batterieelektrischer Busse in Deutschland bei 1,88%, hingegen fahren noch über   
   90% der Bestandsbusse mit Diesel. 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwj31LDlzpH7AhV3VfEDHUILDDcQvOMEKAB6BAgIEAE&url=https%3A%2F%2Fwww1.wdr.de%2Fnachrichten%2Fdeutschlandticket-soll-zum-jahreswechsel-kommen-100.html&usg=AOvVaw3hT52RJfpM-Pz7JI0H-Osq
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Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. 

 

++++ 
 
Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen (bdo) e.V. ist der Spitzenverband der deutschen Busbranche 
und vertritt die Interessen von rund 3.000 privaten und mittelständischen Unternehmen aus den Bereichen 
Personennahverkehr, Bustouristik und Fernlinienverkehr gegenüber Politik und Öffentlichkeit. 

 
Kontakt:  Till Dreier, Referent Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 

Tel.: 030 / 24089 300 | E-Mail: Till.Dreier@bdo.org 
 
Die EU-Datenschutzgrundverordnung: Hinweis zum Umgang mit Ihren Daten 
Dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen (bdo) e.V. ist der Schutz Ihrer Daten ein besonderes Anliegen. Mit 
unseren Newslettern und Veranstaltungshinweisen informieren wir Sie über die Arbeit des Bundesverbandes Deutscher 
Omnibusunternehmen (bdo) e.V. und wichtige Themen des Busgewerbes. Gerne möchten wir Sie auch in Zukunft über unsere 
Aktivitäten auf dem Laufenden halten. Sofern Sie keine Informationen wie Newsletter und Veranstaltungshinweise mehr von uns 
erhalten möchten, können Sie uns dies selbstverständlich jederzeit ohne Angabe von Gründen per E-Mail an info@bdo.org oder 
auf dem Postweg an bdo e.V., Reinhardtstr. 25, 10117 Berlin mitteilen. Sie werden dann die Informationen nicht mehr von uns 
erhalten. Fragen zum Umgang des bdo e.V. mit Ihren Daten beantworten wir gerne unter info@bdo.org. 
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